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Hierzu zwei Beilagen.

Das Gut der armen Leute.

Mr haben schon des öfteren in diesen Blättem bärgetan,
wie in den bürgerlichen Republiken, wo die Kapitalistenklasse von
der StaatsgewaÜ Besitz ergriffen hat, alle die schönen Eigen-
schaften schwinden, die man einst mit dem Begriff der Republik
verband. Während die Masse des arbeitenden Bölkes in solchen
Gemeinwesen dem gleichen Ausbeutungssystem verfällt, wie
anderswo, wird die polstische Freiheit zur Ellbogenfreiheu für die
Ausbeuter. Diese betrachien nach einem bekannten Worte den
Dtaat als ihren Nachtwächter, und indem sie feine Machtmittel
in ihrem Interesse mißbrauchen, durchdringt eine ungeheure Kor-
ruption ben ganzen Staats- unb Gesellschastskörper, unb wenn
die Masse sich wider all dies Unheil aufbäumt, so werden alle
Mittel der Gewalt in brutalster Weise gegen sie angewendet.
Diese Encheinungen wiederholen sich unaufhörlich in den Re-
publiken des amerikanischen Kominents, in der großen Union sowohl
wie in ben Verschiebenen Republiken Südamerikas, in welchen letzteren
die «Revolutionen" bekanntlich darin bestehen, daß eine kapualistische
Räuberbande der anderen die Staatsgewalt abjagt, um die Aus-
plünderung des Gemeinwesens neu zu organisieren Wie man
mit ben Arbeitern umgeht, die in biefen «Freistaaten" ben Klassen-
kampf wagen, sah man in diesen Tagen in der Republik Chile,
wo die Machthaber aus die ausständigen Salpeterarbeiter, die
eine friedliche Temonswation unternahmen, mit Maschinengewehren
feuern ließen, wobei 40u Menschen gelobtet und eben so viele
verwnnbet würben. Das ist bie «Freiheit", für bereu Erkämpfung
ben Bolivar, San Martin unb Genossen bort eben so viele
Denkmäler gesetzt sinb, wie dem Washington unb Genossen in
der großen Union von 9h)tbamerifa.

Während» in diesem Gemeinwesen die Korruplion und bie
schrankenlose Profimmr ber Kapualistenklasse einen anarchischen
Austand hervorgerufen haben, hat auch in bet größten Republik
des europäischen Festlandes, in Frankreich, die Korruplion der
bort herrschenden Bourgeoisie wieder die bedenklichsten Erscheinungen
«ezeiligt.

Schon zweimal hat die korrumpierte Bourgeoisie dieses
Landes, das bie Wiege so vieler Revolutionen gewesen unb von
dessen Hauptstadt so viele geistige Feuerftrahlen in die Kultur-
well gegangen sind, die Republik diskredstiert und an militärische
AbetoQwer auefleliefetL Auch die brüte Republik wäre wohl
schon bie Beute eines solchen geworben, wenn nicht bie feste
Haltung der Arbeiterklasse die Prätendenten zurückgescheucht hätte:

Indessen hat die ftanzösische Bourgeoisie, nachdem sie so lief
in ben Panama-Sumpf hineingeraten war unb nachdem sie sich
burds) das Bündnis mit dem Zaren und durch einen unerhörten
Servilismus dem Selbstherrscher gegenüber blamiert hatte, sich
wieder einmal zu einer Tat aufgerafft und hat mit Hülfe bet
Sozialisten bie Trennung von Staat unb Kirche burchgesetzl.
Diese Aktion ist nicht so verlaufen, wie es eigentlich bie Seit»
umftänbe verlangt hätten, unb bie Neugestaltung ist nicht so
ausgefallen, wie etwa wir es gewünscht hätten. Mit allerlei
Ankomeguenzen brachte man es dahin, daß bei ber Durchführung
de§ Trennungsgesetzes auch allerlei Schwierigkeiten erwuchsen,
bie man hätte Dermeiben können. Immerhin bleibt bas Ganze
eine hochbebeutsame Umgestaltung und feit ber großen franzöfischei
Revolution ist zum ersten Mal in einem großen Reiche Europas
bie Berauickung von Staat unb Kirche aus ber Welt geschasst
unb bamit ein -großes Beispiel für bie Zukunft gegeben worden.

Aber auch bei dieser sonst so erfteulichen Maßregel ist bie
Korruption des Klassenstaates zum Vorschein gekommen. Die
Bourgeoisie, welche für ba§ Wohlwollen des autokratischen Ver-
bünbeten in Petersburg 10 000 Millionen Franks in russischen
Papieren angelegt hat, verstand es auch bei ber Liquidation ber
geistlichen Güter so zu manipulieren, baß bie Trennung von
Staat unb Kirche für sie zu einem sehr lukrativen Geld-
geschäft wurde. Diese Tatsache ist in ber Presse bereits kurz
erwählst worben; sie tierbient aber in ihrer ganzen Bebentung
gewürdigt zu werden.

Fast allen modernen Staatsverwaltungen fehlt es an Geld
infolge der ungeheuren Ausgaben für den Militarismus und
beffen Wettlauf in ben Kriegsrüstungen im Frieden. In manchen
Ländern wurde die soziale Reformpolitik so total vernachlässigt,
baß man auf den Gedanken kam, die für .Kulturaufgaben fehlenden
Mine! durch Einziehung ber Kirchengüter zu gewinnen.
Besonders in Spanien hatte ber Radikalismus diesen Gedanken
zu propagieren versucht. Das Vermögen ber kirchlichen Genossen-
schaften ist in Spanien ein so ungeheures, daß biefe Güter ber
toten Haub nie wirtschaftliche Entwicklung bei ganzen Landes
hindern. Als in den vierziger Jahren des verflossenen Jahr-
hwiderts der liberale Regent Espartero die Einziehung ber
Kirchengüter in Angriff nahm, führte bies seinen Sturz herbei,
unb seitdem hat in Spanien, auch während der Republik, keine
Regiernng die Kirchengüter anzutasten gewagt.

In Frankreich haben unter ber brüten Republik bie Regierungen
aDe nacheinander soziale Reformen versprochen, aber c5 ist bannt
sehr langsam gegangen. Die demokratische Republik hätte allen
anberen Staaten darin voran sein sollen. Aber den Arbestern
gegenüber zeigte sic sich als Stiefmutter, während die Bourgeoisie
enorme Gewinne aus dem Besitze der Staatsgewalt schöpfte und
den ^taat mit einem System ber Günstlingswirtschaft belastete.

bie radikalen Republikaner zur Regierung gelangten, machten
sie es gerade so, wie eS einst die konservativen Sozialdemagogen
unter Bismarck gemacht haben, als dieser bie Einführung deS
Tabakmonopols beantragte. Damals wurde den Arbeitern vor-
geschwindelt, der Srtrag deS Tabakmonopols fei ein Patri-
moniuin ber Enterbten unb werbe für soziale Reformen »er.
wendet werden. Das zog bei ben durch das Sozialistengesetz
damals skeptisch gemachten deutschen Arbeitern nicht; auch wurde
die Einführung des Tabakmonopols vom Reichstage abgelehnt.
Die Vem'eichung der Erträgnisse für soziale Reformen wäre so
wenig erfolgt, wie bis heute die der Zolleinnahmen für eine
Wittwen- und Waisenversorgung erfolgt ist.

Die französischen Radikalen schossen mit ihren bemago.
gischen Künsten den Vogel ab; sie versprachen, endlich einmal
für gründliche soziale Reformen zu sorgen. Die Mittel dazu
versprachen sie mit der Trennung von Staat unb Kirche zu be-
schaffen; die babei einzuziehenden Güter ber religiösen, resp,
kirchlichen Genossenschaften (.Kongregationen) sollten bazu dienen,
für die Altersversorgung der Arbeiter die geeignete finanzielle
Grundlage zu bilden; so sollten die Kirchengüter wirwch «das

auffordert, dem Reichstage den Entwurf eines Gesetzes vorzulegen,
durch welches L der nach Artikel 9 des ReichstnünzgesetzeS vom
9. Juli 1873 in Zahlung zu nehmende Höchstbetrag von
Reichssilbermünzen beträchtlich erhöht wird;
L der durch Artikel 4 des Gesetzes vom 1. Jun, 1900 auf < 15
für den Kopf ber Bevölkerung normierte Gesamtbetrag ber.
Reichssilbermünzen auf zunächst ,< 35 pro Kopf
herauf ges etzt wirb.

Tie Aeliesten ber Berliner Kaufmannschaft vertreten dir
richtige Ansicht, daß die Ausprägung von Aetchrsilber-sSchekbe-)
Münzen sich lediglich nach dem dauernden Bedürfnis deS Ver-
kehrs zu richten hat. ^eber Versuch, über dieses Bedürfnis
hinaus den Verkehr mit wildermünzen anzufüllen, führt schließ-
lich zur Ansammlung derselben in den Kassen ber Reichsbatik.unb
damit zur Verschlechterung des Verhaltntffes, indem sich der
Metallbestand der Reichsbank aus Gold- unb Silbermünzen zn-
sanimensetzt. Eine Vermehrung der Silberau-prägung über
Itz 15 auf den Kovf ber Bevölkerung hinaus darf oaher nur
dann unb nur insoweit erfolgen, als in dein Deriehr
ein bauernbeS Bedürfnis danach in unzwetdeutigei
Weife zu Tage tritt. Ganz ausgeschlossen muß nach Ansicht
ber Aeliesten ber Kaufmannschaft hierbei der Gesichtspunkt
bleiben, daß bei Ausprägung von Lilbermünzen durch den Unter-
schied ,wischen dem nominellen Wert derselben und beut darin
enthaltenen Süberwert ein scheinbarer Gewinn füt bie
Reichskasse erzielt wird.

Detter wird darauf hingewiesen, daß die beträchtliche Er
Höhung des Betrages an Reichssilbermünzen eine Durchbrechung
des Princips her Galowährung fein werde. T tc Antragsteller
behaupten zwar, dettz sie mit ihrem Antrag einen dtmetallinischeN
Vorstoß nicht veabsichtigen. Sollte der Antrag aber Annahme ftn
den und da? Reichsbankgeietz dementsprechend geändert nv.rben,
so würde bte Wirkung unzweifelliatt eine b i m e t a 1 l i st i s ch e
sein. Wird doch schon jetzt darauf bingewiesen. daß durch bett
letzteren Antrag die Reicbsbant in die Lage versetzt werden mürbe,
mit ber Einlösung ihrer Ban:noten in Silber ;u „drooen" und
daburch sich deren Ettttofung in Gold zu entziehen. ? tc schließ-
lichen Wirkungen der Unträge Kanitz und Genossen würden daher
nur in ber Verschlechterung unserer Währung-«
Verhältnisse bestehen.

Der Freisinn und die pieustischc Wahlrechtsfrage.
Bezeichnend für die Art, wie bet Freisinn die Brüskierung

durch bie Bülowsche Erklärung Born Freitag aufntmmt. ist die
Tatsache, daß der offizielle ÄratttonSmonitcnr der Freisinnigen
BolkSpartei, die „Freis. Ztg. , auch am Sonntag noch nicht
einen Ton eigener Meinung über die Haltung ber Ro
gietung zur Dahlreformfrag« und darüber, war nun btc Frei-
sinnigen zu tun haben, von sich gibt Sie berichtet lakonisch nur
folgendes:

„Tie linksliberalen Fraktion-gemeinschaf-
ten de- Reichstags und des preußischen Landtags Banen am
Sonnabend in eingehender Beratung über bie durch dir Erklärung
der preußischen Scaierung zur Wahlrecht-frage geschaffene
rolitische Lage verhandelt Die Frakiinnen erachten einmütig
biete ErUärunealS eine völlig u n .^ur e i di t n b c
Antwort auf bte Forderung einer baldigen :nb gritnbbtfien
Reform de- unhaltbaren und ungerechtLn ALaHenmo tuihitent#
unb der veralteten Wahlkreiseinteilung, und breB um" io mehr,
als dies. Erklärung in Widerspruch sieht zu der vom RgichS
tangier Fürsten Bülow wiederholt ausgesprochenen Auf-
fassung. daß ben liberalen Anschauungen mehr Geltung
als bisher im StaatSleben eingeräumt werden muß. Die frei-
sinnigen Fraktionen des preußischen ?! b g e-
ordnetenhauses haben beschlossen, nachdrücklich für
die Einführung des allgemeinen, gieüfen, geheimen und direkten
Wahlrechts in Preußen zu wirten und einen Ausschuß zur
planmäßigen und einheitlichen Bekämpfung des bestehenden preu
tzischen Biaklrechts einzusetzen.

Der Ausschuß mag noch einmal eine sehr löbliche Tätigkeit
entfalten, aber vorläufig lag doch wohl eine andere Frage n.täer,
nämlich bie: wir sich do- Verhältnis der freisinnigen Fraktionen
zur Blockpolitik gestalten soll, nachdem Bülow durch dir ?<rt
dokumentiert hat daß er absolut nicht den Willen hat, den libe-
ralen Anschauungen mehr Geltung im Staatlichen zu ver-
schaffen. Aber darüber schweigt vorläufig deS Sängers .Höflich
fett. Das „Bert Tagebl." jedoch berichtet:

«Ueber die Folgen des gestrigen Zwischenfalles schweigen sich
die verschiedenen Parteiführer einstweilen noch au». Ziemlich
allgemein ist man indes der Meinung, daß die s ch ä c f e r e R i ch -
t u n g in den liberalen Parteien, die aus ber Bülowschen Erklä-
rung alsbald die Konseguenzen für bie Blockpolitik
tm Reiche ziehen will, nicht überwiegt, und daß
vorläufig wenigstens, das heißt bi? zur Erledigung
des ReichSoereinSgefetzes, der Borsengesetznovellc und der Ma-
jestätSbeleidigungSvorlage alles beim alten bleiben
werde."

Wenn bas freilich blockfeindliche freisinnige Blatt richtig
unterrichtet ist, wird der Parlamentsfreisinn also die erhaltene
Ohrfeige ruhig einstecken.

Die Snttänfchten.
Selbst bie Bescheidensten unter den freisinnigen Blockpolttikern

sind von der Wahlrechtsaktion im preußischen Drei klaffen-
Parlament unb deren Erfolg bei ber Regierung arg enttäuscht
Sie Haden Bülow ihr ganze- Hoffen entgegen gebracht, unb nun
so kahl unb kühl abgesveifi zu werden, das erscheint ihnen doch
zu hart! Daß bie Ueberbescheibenen sich das Resultat selbst
»uzuschreiben haben, sehen sie natürlich nicht ein. Und so
stimmt denn daS Organ der Allerbescheibensten, bie „Deser-Ztg ",
ein wedmüli e« Klagelied an. in dein u a gesagt n irb:

.Es liegt ganz auf ber Hand, bah ber Ausfall der Ver-
handlung die Blockpolitik im Reiche sehr erschwert hat.
Ja. für ben Augenblick ist alle' völlig inS Ungemisse zurück
geschoben. Die Regierung hat etn seltsame« Präludium für bi«
Steuerpolitik tm Reichstag, aufgespielt, zu ber sie die
Freisinnigen heranziehen möchte. Es muß festgestekll werden, daß
sie nicht einmal so weit gegangen ist. wie die Freikonservatwen
nach der Erklärung des Herrn v. Zedlitz hätten gehen wollen.
Tie ging vollständig Arm in Arm mit den Konservativen, erntete
bereit stürmischen Betfall unb wird beren Unzugänglichkeit noch
sehr gefördert haben. Zwar machte der Ministerpräsident die
Zusage, daß die Regierungsorgane bei ben nächsten Wahlen
neutral bleiben sollten, aber, sein Wort in Ehren, man weiß,
wie wenig davon in einer solchen Frage bis in die Kreise der
Regierungspräsidenten und Landräte bringt. ES wirb auch darin
alleS beim alten bleiben."

3a. ja, es wird alles beim alten bleiben, wenigstens soweit
eg ayf bie Freisinnigen ankommt. Tie forrumpierenbe Wirkung
bet Blockpolitik macht sich in geradezu schreiender Weise bemerkbar.

Tie Keim-Krise im Aiottenverei».
DeS WahlmacherS Keim Ende als geschäftsführender var-

sitzender des FlottenvereinS ist besiegelt. Nachdem bie fürstliche«
unb prinzlickxm Protektoren sich gegen Keim gewendet, schlägt auch
unter den JIottenBcreinlem im Norden ber Wind gegen ihn tun.
Am Sonnabend hiell die LandcSgruppe Berlin.Branden
bürg eine Delegiertenversammlung ab, in der es zu einer
ziemlich heftigen Auseinandersetzung Ianu_ Gras Soens-
broech warf dem Vorstande vor, daß er Delegierte selbst er-
nannt und nicht in einer Hauptversammlung habe wählen lasien.
Ein Antrag des Grafen, diese Wahl noch tn ber jetzigen Ver-
sammlung vorzunehmen, würbe jedoch abgelehnt. Die Minder-
ijeit die in Beifallsäußerungen unb Zwischenrufen bie Partei
bc« Generals Keim nahm, war nicht unbeträchtlich. Die Mehr-
heit nahm aber doch zum Schluß folgenden Antrag des
iveheimen Rats Klewitz an „Die $elcgiertenberfammlung der
Provinzialgruppe Berlin unb Mark Brandenburg spricht die Er-
wartung aus, daß bie jetzige Krisis de» FlottenvereinS durch
ben Rücktritt b e 3 Generals Keim von dem Amte
des geschäftsführenden Vorsitzenden beseitigt werde."

Da wird in Kassel wohl Herrn Keim der Laufpaß geschriebenwerden.


